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Bericht und Antrag des Regierungsrates 
an den Kantonsrat zum Postulat Nr. 1496 betreffend 
ergänzende Berufsbildung für Maturanden an höhe- 

ren Fachschulen 

(vom 31. Januar 1979) 

Der Kantonsrat hat dem Regierungsrat am 5. Februar 1973 
folgendes von Kantonsrat Arthur Wegmann eingereichtes Po- 
stulat zur Prüfung überwiesen: 

«Aufgrund der vom Bund angestrebten Bildungspolitik 
wird die Zahl der Absolventen unserer Maturitätsschulen 
künftig noch stärker anwachsen, als dies bereits in den 
verflossenen Jahren der Fall war. 

Bei der anhaltenden Zunahme der Studierenden an den 
Hochschulen droht für bestimmte akademische Berufs- 
gruppen die Gefahr, in ihrem Ausbildungsbereich keine 
Beschäftigung mehr zu finden, während anderseits in der 
Wirtschaft grosser Mangel an mittlerem Kader besteht. 
Statistik und Erfahrung beweisen, dass nicht jeder Inhaber 
eines Maturitätszeugnisses die Voraussetzungen für ein er- 
folgreiches Hochschulstudium erfüllt. 

Der Regierungsrat wird deshalb ersucht, in Zusammen- 
arbeit mit den höheren Berufsschulen neue Ausbildungs- 
Wege zu schaffen, die es einem Studierenden ermöglichen, 
im Anschluss an die Maturitätsprüfung oder spater die 
akademische Laufbahn zu verlassen, um sich auf der Basis 
der erworbenen Allgemeinbildung einer ergänzenden Be- 
rufsschulung zu widmen., 

Der R e g i e r u n g s r a t erstattet hiezu folgenden Bericht: 

1. Die Durchführung von Ausbildungsgängen der im Postulat 
gewünschten Art erfordert gewisse Anpassungen der kanto- 
nalen Gesetzgebung. Da im Anschluss an den Erlass des neuen 
eidgenössischen Berufsbildungsgesetzes eine Revision des kan- 
tonalen Vollzugsgesetzes notwendig wird, beabsichtigte die 
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Volkswirtschaftsdirektion, das Postulat im Zusammenhang mit 
dieser Gesetzesrevision zu bearbeiten. Leider verzögerten sich 
die Arbeiten am eidgenössischen Gesetz. Das Referendum gegen 
das Berufsbildungsgesetz führte zu einem weiteren Aufschub 
des Inkrafttretens. So  konnte auch der ursprünglich vorge- 
sehene Zeitplan für die kantonale Revision nicht eingehalten 
werden. Der Regierungsrat ist deshalb nicht in der Lage, den 
Bericht zum vorliegenden Postulat, wie in den letzten Ge- 
schäftsberichten angekündigt, zusammen mit dem Vorschlag 
zu einem neuen kantonalen Vollzugsgesetz vorzulegen. 

2. Obwohl sich seit Einreichen des Postulats die Wirt- 
schaftslage und damit der Arbeitsmarkt tiefgreifend verändert 
haben, ist das im Postulat geäusserte Anliegen nach wie vor 
aktuell, denn die Matura hat seit längerer Zeit nicht mehr aus- 
schliesslich die Bedeutung einer Zulassung zu den Hochschu- 
len. Vom Zürcher Maturanden-Jahrgang 1977 wollten gemäss 
einer Umfrage der akademischen Berufsberatung des Kantons 
Zürich 63,2 Prozent ein Hochschulstudium aufnehmen und 18,3 
Prozent das Oberseminar besuchen; 7,8 Prozent haben sich ent- 
schlossen, eine nichtakademische Ausbildung zu durchlaufen, 
und 10,6 Prozent hatten ihren Entscheid im Zeitpunkt der Be- 
fragung noch nicht getroffen. 

Der Anteil der Maturanden, die eine nichtakademische 
Ausbildung durchlaufen wollen, ist leicht im Steigen begriffen. 
Zudem ist zu vermuten, dass bei einem grösseren Angebot ver- 
mehrt von einem solchen Ausbildungsweg Gebrauch gemacht 
würde. So stellt der Schweizerische Wissenschaftsrat 1978 im 
((Dritten Bericht über den Ausbau der schweizerischen Hoch- 
schulen» fest: ((Unabhängig von derzeitigen Engpassproblemen 
im Hochschulbereich wäre es wünschenswert, dass den Ma- 
turanden ausseruniversitäre Ausbildungsgänge offenstehen.» 
(S. 349). In weiteren Ausführungen weist er  darauf hin, dass 
Höhere Fachschulen am ehesten für die Einrichtung zusätz- 
licher Ausbildungsgänge von Maturanden in Frage kämen. 

3. Gemäss Untersuchungen der akademischen Berufsbera- 
tungen und des Wissenschaftsrates bestehen zurzeit ausserhalb 
der Hochschule rund 180 Ausbildungsgänge für Maturanden. 
Die meisten davon bieten aber nur vereinzelten Maturanden 
eine Berufsausbildung. Ins Gewicht fallen Kurse zur Vorberei- 
tung auf medizinische Hilfsberufe sowie höhere Ausbildungen 
im Bereich Handel, Verkehr, Verwaltung, Tourismus. 
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Im Zusammenhang mit dem Postulat ist insbesondere auf 

- Maturanden können eine verkürzte Lehre absolvieren und1 
oder teilweise vom beruflichen Unterricht befreit werden. 

- Nach einem zwölfmonatigen Praktikum ist eine Aufnahme 
in eine Höhere Technische Lehranstalt (HTL) möglich. 

- Auch die Höheren Wirtschafts- und Verwaltungsschulen 
nehmen Maturanden nach einer Praktikantenzeit auf. 

4. Eine Vermehrung dieser Möglichkeiten stösst auf Schwie- 
rigkeiten, sind doch neue Ausbildungsgänge nur sinnvoll, wenn 
ihre Absolventen echte Chancen auf dem Arbeitsmarkt haben 
und wenn die auf diese Weise vorbereiteten Laufbahnen für 
Maturanden attraktiv sind. 

Die Volkswirtschaftsdirektion hat bereits 1973 mit Ämtern, 
Wirtschaftsverbänden und Grossbetrieben, aber auch mit der 
Akademischen Berufsberatung des Kantons Kontakt aufge- 
nommen um abzuklären, welche neuen Berufe und Ausbil- 
dungsgänge für Maturanden in Frage kommen. Sie hat sich zu- 
dem in den Jahren 1973 bis 1975 an Projektierungsarbeiten für 
verschiedene Ausbildungsgänge beteiligt. Anfang 1975 schien 
es, dass mindestens ein betriebswirtschaftlich orientierter Aus- 
bildungsgang in Kürze realisiert werden könnte. Doch mussten 
im zweiten Halbjahr 1975 alle Arbeiten an solchen Projekten 
abgebrochen werden, da sich infolge des Konjunktureinbruchs 
die beteiligten und an den Absolventen des geplanten Ausbil- 
dungsganges interessierten Unternehmen von den Vorberei- 
tungsarbeiten zurückzogen. Infolge der entstandenen wirt- 
schaftlichen Unsicherheit war die weitere Planung unmöglich 
geworden. Es blieb nichts anderes übrig, als eine gewisse Be- 
ruhigung der Lage abzuwarten. 

Neue Anstösse gab die 1977 vom ----- Wissenschafts-rat durch- 
geführte und 1978 im erwähnten Ausbaubericht veröffentlichte 
Studie. Danach sind unter anderem folgende Möglichkeiten in 
Zusammenarbeit mit den Höheren Fachschulen denkbar: 

- Die Schaffung von neuen Ausbildungsprofilen an den HTL, 
«welche die technische AÚsbildung z. B. mit einer Qualifi- 
zierung in Management- und Marketing-Fragen oder mit 
juristischer, ökologischer und medizinischer Qualifizierung 
kombinieren)); 

folgende Möglichkeiten hinzuweisen : 
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- in beschränktem Masse erleichterter Zugang zu den klassi- 
schen Ausbildungsgängen der HTL sowie die bessere Be- 
rücksichtigung des Ausbildungsstandes der Maturanden an 
diesen Schulen; 

- Schaffung von einführenden Wirtschaftskursen, die den 
Maturanden den Zugang zu den Höheren Wirtschafts- und 
Verwaltungsschulen eröffnen würden. 

Die Schaffung von neuen Ausbildungsprofilen an den HTL 
ist allerdings bei der heutigen sehr gedrängten Ausbildungs- 
dauer undenkbar. Sofern aber die Studiendauer auf vier Jahre 
erstreckt und die hohe Wochenstundenbelastung der Studieren- 
den von 38 Stunden angemessen reduziert werden könnten, 
liessen sich an den Ingenieurschulen freiere Studiengänge mit 
mehr Möglichkeiten von Vertiefungsrichtungen schaffen. 

Der erleichterte Zugang zur HTL ist an den Ingenieur- 
schulen Winterthur und Rapperswil insofern gewährleistet, als 
Maturanden ohne Aufnahmeprüfung aufgenommen werden. Die 
bisherigen Erfahrungen zeigen aber, dass Leute, die wegen bes- 
serer und breiterer intellektueller Bildung in ein höheres Se- 
mester eintreten, Anschlussschwierigkeiten haben. Deshalb ist 
für Maturanden lediglich der Eintritt ins 1. Semester einer 
Ingenieurschule sinnvoll. 

Der Bundesrat weist in seiner Botschaft zum neuen Be- 
rufsbildungsgesetz darauf hin, dass in einer Zeit, in der die ZU- 
lassung von Maturanden zur Hochschule beschränkt zu werden 
droht, die Nachteile einer starren Trennung zwischen der Mit- 
telschulbildung und der Berufslehre deutlich zutage treten. 
Nach Ansicht des Bundesrates muss die Durchlässigkeit zwi- 
schen den einzelnen Bildungssystemen noch vermehrt durch 
flexible gesetzliche Bestimmungen in allen Bildungsbereichen 
und durch eine möglichst grosszügige Auslegung von Zulas- 
sungsbeding’ingen verbessert werden, wobei auch neuartige, 
unkonventionelle Lösungen in Erwägung zu ziehen wären. 
Konkret ist im neuen Berufsbildungsgesetz die Möglichkeit 
vorgesehen, Einrichtungen und Veranstaltungen zu fördern, 
welche die Durchlässigkeit zwischen einzelnen Bildungssyste- 
men erleichtern. 

In diesem Zusammenhang prüft der Regierungsrat vor 
allem folgende Massnahmen: 
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- Erleichterungen für Maturanden, um diesen eine verkürzte - 

Berufslehre zu ermöglichen; 

- Schaffung von speziellen Lehrgängen zur Verbesserung 
der Durchlässigkeit zwischen-M-ittelschule und Berufsaus- 
bildung in Zusammenarbeit mit den Ausbildungszentren 
der Verbände, mit Betrieben und Lehrwerkstätten, die den 
Maturanden in erster Linie als Praktikum für den Eintritt 
in eine HTL dienen würden, aber auch nach i8 bis 24 Mo- 
naten zu einem Lehrabschluss führen könnten; 

- Schaffung eines speziellen Kurses in Zusammenarbeit mit 
der Höheren Wirtschafts- und Verwaltungsschule (HWV), 
der den Maturanden während des ersten Studienjahres an 
der Abend-HWV die ihnen gegenüber den Absolventen der 
kaufmännischen Lehre fehlenden kaufmännischen Grund- 
kenntnisse wie Maschinenschreiben, Buchhaltung, Wirt- 
schaftsgeographie vermitteln wurde; 

- Ermöglichung eines Eintritts von Maturanden in andere 
Höhere Fachschulen im Sinne des Berufsbildungsgesetzes. 

In welcher Form solche Massnahmen realisiert werden 
können, wird die Volkswirtschaftsdirektion im Zusammen- 
hang mit der im Gang befindlichen Revision des kantonalen 
Gesetzes betreffend den Vollzug des Bundesgesetzes über die 
Berufsbildung noch näher prüfen. Der Regierungsrat wird dem 
Anliegen des Postulats bei dieser Revision soweit tunlich Rech- 
nung tragen. 

Gestützt auf diesen Bericht beantragt der Regierungsrat 
dem Kantonsrat, das Postulat 1496 als erledigt abzuschreiben. 

__-- 

Zürich, den 31. Januar 1979 

Im Namen des Regierungsrates 
Der Präsident: Der Staatsschreiber: 
B a c h m a n n  R o g g w i l l e r  


